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siehe textl. Fests. Nr. 2

Kindertagesstätte

I / GRZ 0,4
a = abweichende Bauweise

Verfahrensvermerke
Plangrundlage / Planzeichnung

Der Plangrundlage liegt der Inhalt des Amtlichen Liegenschaftskataster-Informationssystems (ALKIS) des 
Rhein-Sieg-Kreises (Stand 18.05.2018) zugrunde.

Troisdorf, 13.05.2019 Der Bürgermeister
Im Auftrag

A. Cordier
Vermessungsingenieur

Es wird bescheinigt, dass die Festlegungen der städtebaulichen Planung geometrisch eindeutig sind.

Troisdorf, den 13.05.2019 Der Bürgermeister
Im Auftrag

A. Cordier
Vermessungsingenieur

Planverfasser

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde vom Amt für Stadtplanung und Bauordnung der Stadt Troisdorf 
erarbeitet.

Troisdorf, 13.05.2019 Der Bürgermeister
Im Auftrag

S. Kriege
Leiter Amt für Stadtplanung und Bauordnung

Aufstellungsbeschluss

Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Stadt Troisdorf hat in seiner Sitzung am 26.06.2018 den 
Beschluss zur Änderung des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB gefasst. Der 
Beschluss wurde mit dem Hinweis, dass das Verfahren ohne Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
durchgeführt werden soll, am 18.08.2018 bekannt gemacht.

Troisdorf, 04.06.2019 F. Herrmann
Vorsitzender Stadtentwicklungsausschuss

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ist gem. § 3 Abs.1 BauGB durch die öffentliche Anhörung am 
30.08.2018  durchgeführt worden.

Troisdorf, 13.05.2019 Der Bürgermeister
Im Auftrag

S. Kriege
Leiter Amt für Stadtplanung und Bauordnung

Öffentliche Auslegung

Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Stadt Troisdorf hat in seiner Sitzung am 29.11.2018 den 
Entwurf des Bebauungsplanes und die Begründung gebilligt und die öffentliche Auslegung sowie die Beteiligung 
der Behörden beschlossen.

Troisdorf, 04.06.2019 F. Herrmann
Vorsitzender Stadtentwicklungsausschuss

Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Begründung haben vom 14.01.2019 bis 13.02.2019 gem. § 3 Abs. 2 
i. V. m. § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung sind am 
05.01.2019 ortsüblich bekannt gemacht worden. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind 
gem. § 3 Abs. 2 u. § 4 Abs. 2 i. V. m. § 13 Abs. 3 BauGB mit dem Hinweis, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird, von der öffentlichen Auslegung benachrichtigt und beteiligt worden.

Troisdorf, 04.06.2019 Der Bürgermeister
In Vertretung

W. Schaaf
Technischer Beigeordneter

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Troisdorf hat den Bebauungsplan nach Prüfung der eingegangenen Stellungnahmen in seiner 
Sitzung am 07.05.2019 als Satzung beschlossen (§ 10 BauGB); die Begründung ist beschlossen worden.

Troisdorf, 17.06.2019  K.W. Jablonski
Bürgermeister

Ausfertigung

Der Bebauungsplan wird hiermit als Urkundsplan ausgefertigt (Erstausfertigung). Dieser Plan stimmt mit dem 
Urkundsplan überein (Zweitausfertigung). 

Troisdorf, 17.06.2019 Siegel K.W. Jablonski
Bürgermeister

In-Kraft-Treten

Der Beschluss des Bebauungsplanes als Satzung ist am 29.06.2019 ortsüblich bekannt gemacht worden. Am 
Tage der Bekanntmachung ist der Bebauungsplan in Kraft getreten.

Troisdorf, __.__.____ Der Bürgermeister
In Vertretung

W. Schaaf
Technischer Beigeordneter

Gesetzliche Grundlagen
Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGB. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.05.2017 
(BGBl. I S. 1298)
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
04.05.2017 (BGBl. I S. 1062)
Planzeichenverordnung (PlanzV 90) i.d.F. der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
04.05.2017 (BGBl. I S. 1063)
Landesbauordnung (BauO NW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NRW S. 256), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20.05.2014 (GV. NRW S. 294)
Landeswassergesetz (LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
08.07.2016 (GV. NRW S. 559)

Baugrenze

MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 5 Abs. 2 Nr.1, § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO )

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse

abweichende Bauweise

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)
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SONSTIGE PLANZEICHEN

ZEICHEN DER KARTENGRUNDLAGE

Gebäude / Bestand aus ALKIS 

paralelle Konstruktion

Flurstücksgrenze mit Grenzstein

2057 Flurstücksnummer

#

GEMEINBEDARF, SPORT- UND SPIELANLAGEN 
(§ 5 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4,  § 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB)

SCHUTZ, PFLEGE,ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 5 Abs. 2 Nr.10 und Abs. 4, § 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für den Gemeinbedarf

Kindertagesstätte

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

Altablagerung Nr. 5108-0050-0 

  

Zeichenerklärung

Textliche Festsetzungen

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Bauweise
 

Abweichende Bauweise: 
Es gilt die offene Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauGB ohne Längenbeschränkung.

2. Festsetzungen zur Grünordnung

(1) Die im Bebauungsplan festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen sind wie folgt zu bepflanzen:

G 2.1 Gärtnerische Gestaltung der Gemeinbedarfsfläche mit Gehölzgruppen

II. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN, KENNZEICHNUNGEN UND HINWEISE

3. Wasserschutzzone

Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzone IIIB der Wassergewinnungsanlagen Köln-Zündorf 
der GEW Rheinenergie AG Köln (Schutzgebietsverordnung vom 07.02.1992, Amtsblatt Nr. 9 für den 
Regierungsbezirk Köln vom 03.03.1992). Die genehmigungspflichtigen Tatbestände und Verbote der 
Wasserschutzgebietsverordnung sind zu beachten. Es wird insbesondere darauf hingewiesen, dass im 
Wasserschutzgebiet der Bau neuer Straßen und Wege sowie von Parkplätzen mit mehr als 20 
Stellplätzen genehmigungspflichtig ist. Die Stellplätze und die befahrbaren Flächen sind 
wasserundurchlässig zu befestigen. Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist im Wasserschutzgebiet - 
nach vorhergehender Wasserrechtlicher Erlaubnis- nur unter versiegelten Flächen zulässig.

4. Altlasten und Bodenschutz

(1) Innerhalb des Plangebietes ist im Altlasten- u. Hinweisflächenkataster des Rhein-Sieg-Kreises die 
Altablagerung mit der Registrier-Nr. 5108/0050-0 erfasst. Die Untersuchungen des Büros Virus (Bericht 
vom 22.05.2013) haben keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast oder schädlichen 
Bodenveränderung auf dem untersuchten Grundstück ergeben. Die Untersuchung des Oberbodens 
ergab keine Prüfwertüberschreitungen nach BBodSchV, die geplante Nutzung ist hier gefahrlos 
möglich. Die Fläche wird daher im Hinweisflächen- und Altlastenkataster des Rhein-Sieg-Kreises unter 
dem Status „Verdacht generell ausgeräumt" nur noch nachrichtlich geführt.

(2) Werden bei den Bauarbeiten nicht erkundete, verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist 
unverzüglich der Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz zu informieren (siehe § 2 Abs. 1 
Landesbodenschutzgesetz NRW). Ggf.sind weitergehende Untersuchungen zur Gefährdungs- 
abschätzung (Entnahme von Bodenproben, Durchführung von chemischen Analysen etc.) zu 
veranlassen. Alle Maßnahmen im Zusammenhang mit schädlichen Bodenverunreinigungen sind mit 
dem Amt für Umwelt- und Naturschutz des Rhein-Sieg-Kreises abzustimmen. Das im Rahmen der 
Baumaßnahmen - insbesondere im Bereich der Altablagerung - anfallende bauschutthaltige oder 
organoleptisch auffällige Bodenmaterial (z. B. aus Bodenauffüllungen) ist ordnungsgemäß zu 
entsorgen. Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem 
Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz - Sachgebiet „Gewerbliche Abfallwirtschaft" - 
anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) 
der Einbaustelle vorzulegen.

5. Kampfmittel auf den Grundstücken

(1) Das Plangebiet wurde durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst NRW-Rheinland, Bezirksregierung 
Düsseldorf, überprüft. Aufgrund der Auswertung von Luftbildern liegt für das Plangebiet ein konkreter 
Verdacht auf Kampfmittel bzw. Militäreinrichtungen des 2. Weltkrieges (Geschützstellung, Flakstellung 
und militärische Anlage) vor. Der Kampfmittelbeseitigungsdienst empfiehlt, eine geophysikalische 
Untersuchung der Verdachtsfläche und eine Überprüfung der überbaubaren Fläche durchzuführen 
(Schreiben vom 04.12.2012 AZ. 22-5-35382068-389/12). Sofern es nach 1945 Aufschüttungen 
gegeben hat, sind diese ggf. bis auf das Geländeniveau von 1945 abzuschieben. Diese bauseitig 
durchzuführende Arbeit vorbereitender Art sollte, falls keine anderen Gründe dagegen sprechen, 
zweckmäßigerweise mit Baubeginn durchgeführt werden. Zur genauen Festlegung des 
abzuschiebenden Bereichs und der weiteren Vorgehensweise ist eine rechtzeitige Terminabsprache für 
einen Ortstermin mit einem Mitarbeiter des Kampfmittelbeseitigungsdienstes erforderlich. Vorab werden 
Pläne über vorhandene Versorgungsleitungen benötigt. Sofern keine Leitungen vorhanden sind, ist 
dieses schriftlich zu bestätigen.

(2) Generell sind Bauarbeiten sofort einzustellen sofern Kampfmittel gefunden werden. In diesem Fall ist 
die zuständige Ordnungsbehörde, der Kampfmittelbeseitigungsdienst oder die nächstgelegene 
Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen.

6. Verhalten bei der Entdeckung von Bodendenkmälern

Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde oder Befunde ist die Stadt Troisdorf als Untere 
Denkmalbehörde oder der Landschaftsverband Rheinland, Rheinisches Amt für Bodendenkmalpflege, 
Außenstelle Overath, Gut Eichtal, 51491 Overath (Tel.02206/ 9030-22) unverzüglich zu informieren. 
Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des Fachamtes ist 
für den Fortgang der Arbeiten abzuwarten.

7. Brutvogelschutz

Im Rahmen der Baufeldfreimachung und Einrichtung von Zuwegungen wird es zur Entfernung von 
Gebüschen kommen. Um der Zerstörung bebrüteter Nester sowie dem Verlust von Eiern und 
Jungvögeln wildlebender Vogelarten vorzubeugen, dürfen diese Strukturen nur außerhalb der 
Vogelbrutzeit im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar entfernt werden.
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